
Beauftragung des 
Ortsplaners durch 
Gemeinde

Gemeinde LandesregierungOrtsplanerInBürgerInnen

Ein formloser Antrag 
zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes 
wird gestellt (nicht 
zwingend erforderlich). 

Änderungsanlass aufgrund 
konkretem Baubedarf/
Wohnbedarf gegeben Einschätzung der 

Änderungspunkte; max. 3 
Punkte pro Verfahren

Absichtsmeldung/Info der 
Landesregierung über das 
geplante 18a-Verfahren

Inhaltliche Bearbeitung: 
- Abklärung der Details 
zu den Projekten (ggf. 
in direktem Kontakt mit 
Widmungwerber)
- Erstellung und 
Übermittlung der 
Beschlussexemplare an 
Gemeinde

Die Änderungspunkte sind auf derden Umweltauswirkungen 
zu prüfen (Screening der Strategische Umweltprüfung) 
= Formsache.  Denn Widmungen mit erheblichen 
Umweltauswirkungen sind in der Regel nicht im vereinfachten 
Verfahren zulässig. 

Verständigung der 
Nachbarn (und der  
Nachbargemeinden 
bei Grünflächen 
Sonderwidmungen) 
mit Möglichkeit der 
schriftlichen Stellungnahme 

Möglichkeit der Abgabe 
einer schriftlichen 
Stellungnahme innerhalb 
von einer Frist von zwei 
Wochen ggf. Abgabe einer 

Empfehlung über die 
eingelangten Stellung-
nahmen zur Behandlung im 
Gemeinderat

Behandlung der 
eingelangten 
Stellungnahmen und 
Beschlussfassung über 
die Änderungspunkte im 
Gemeinderat

Übermittlung der 
Beschlussfassung samt 
Sitzungsprotokoll und 
Stellungnahmen zur 
Genehmigung an die 
Landesregierung

Beurteilung der 
Widmungsänderung 
durch LAD-RO (kein 
Raumplanungsbeirat)

Ggf. Vorabklärung 
kritischer Punkte mit 
Sachverständigen der 
Landesregierung

Kundmachung nach 
Genehmigung durch 
Landesegierung; 
Inkrafttreten des neuen 
Flächenwidmungsplanes

Der Flächenwidmungsplan ist im Gemeindeamt für jeden 
öffentlich zugänglich zu machen. 

DER WEG DER FLÄCHENWIDMUNG 
Vereinfachtes Verfahren gem. §3 RPEG Bgld.

Neue Planungen und/od. konkrete Projekte der 
Gemeinde (z.B. aufgrund Neuerstellung ÖEK) 

Ggf. Vorabklärung 
kritischer Punkte mit 
Sachverständigen der 
Landesregierung

Gemäß Richtlinie für vereinfachte Verfahren nur bei "berücksichtigungswürdigen Einzelfällen" zulässig: 
•	 dringender Wohnbedarf oder konkreter Baubedarf
•	 im Bauland bis 1500 m² (jedoch kein Aufschließungs-, Industrie-, Fremdenverkehrs- oder Sondergebiet)
•	 im Grünland keine neuen Grünflächen-Sonderwidmungen, sondern nur Erweiterungen bestehender Widmungen bis max. 500 m²
•	 bei drohendem Förderverlust sind ggf. Ausnahmen von den Kriterien möglich


